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Vorsicht bei grenzüberschreitender Erwerbstätigkeit Falls ein 

Grenzgänger, welcher in der Schweiz erwerbstätig ist, gleichzeitig mindestens 25 % seiner Erwerbstätigkeit in seinem 

Wohnsitzstaat ausübt, ist er für seine ganze Erwerbstätigkeit dem Sozialversicherungsrecht seines Wohnsitzstaates 

unterstellt. Eine Unterstellung von Grenzgängern unter das Sozialversicherungsrecht des Wohnsitzstaates kann 

insbesondere bei Mehrfachtätigkeit und bei Home Office erfolgen.
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Ausgangslage

Das internationale Sozialversicherungs-
recht will Doppelunterstellungen verhin-
dern und bestimmt zu diesem Zweck, 
welches nationale Sozialversicherungs-
recht auf grenzüberschreitende Sach-
verhalte anwendbar ist. Im Verhältnis 
zwischen der Schweiz und den EU/EFTA-
Mitgliedstaaten gilt in diesem Zusam-
menhang die Verordnung (VO) 883/2004 
zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit. Diese Verordnung 
wurde im Juni 2012 revidiert, wobei die 
entsprechenden Änderungen für die 
Schweiz am 1. Januar 2015 im Verhältnis 
zu den EU-Mitgliedstaaten und am 
1. Januar 2016 im Verhältnis zu den EFTA-
Mitgliedstaaten in Kraft getreten sind. 

Sozialversicherungsrechtliche Unter-
stellung von Grenzgängern

Die revidierte VO 883 /2004 geht nach wie 
vor vom Grundsatz des Erwerbsortsprin-
zips aus, d.h. dass ein Arbeitnehmer in 
der Regel dem Sozialversicherungsrecht 
desjenigen Staates unterstellt ist, in dem 
er arbeitet. Bei Grenzgängern, welche so-
wohl in ihrem Wohnsitzstaat als auch in 
einem anderen Vertragsstaat erwerbstä-
tig sind, kann jedoch nicht einfach auf 
den Erwerbsort abgestellt werden. Diese 
Personen waren vor der Revision der VO 
883 /2004 stets dem Sozialversiche-
rungsrecht ihres Wohnsitzstaates unter-
stellt. Nach dem Inkrafttreten der revi-
dierten VO 883/2004 findet eine Unter-

stellung unter das Sozialversicherungs-
recht des Wohnsitzstaates allerdings nur 
noch dann statt, wenn im Wohnsitzstaat 
ein «wesentlicher Teil» – d.h. mindestens 
25 % – der Erwerbstätigkeit ausgeübt 
wird.

Somit kann es sein, dass ein Grenzgän-
ger, welcher in der Schweiz arbeitet, 
unter Umständen nicht dem schweizeri-
schen, sondern einem ausländischen 
Sozialversicherungsrecht unterstellt ist. 
Dies ist insbesondere in den beiden 
folgenden Konstellationen denkbar:

1.	Ein Grenzgänger arbeitet nicht nur für 
seinen schweizerischen Arbeitgeber, 
sondern übt daneben mindestens noch 
eine weitere – selbstständige oder 
unselbstständige – Tätigkeit in seinem 
Wohnsitzstaat oder in einem anderen 
EU/EFTA-Mitgliedstaat aus (Mehrfach-
tätigkeit).

2.	Ein Grenzgänger arbeitet nur für sei-
nen schweizerischen Arbeitgeber, 
allerdings leistet er einen Teil seiner 
Arbeit von zu Hause aus (Home Office).

Die Unterstellung unter ein ausländisches 
Sozialversicherungsrecht führt dazu, 
dass die geschuldeten Sozialversiche-
rungsbeiträge im Ausland abzuliefern 
sind. Dies ist insbesondere für schweize-
rische Arbeitgeber unangenehm, da die 
Sozialabgaben im umliegenden Ausland 
in der Regel viel höher sind als in der 
Schweiz. Noch unangenehmer wird es, 
wenn die Unterstellung unter ein auslän-

Internationales Sozialversicherungs­
recht: Stolpersteine bei der Anstellung 
von Grenzgängern
 

Das anwendbare Sozialversicherungsrecht ist nicht immer auf den ersten Blick erkenn-

bar und lässt sich jeweils nur unter Kenntnis sämtlicher Umstände bestimmen. Vor die-

sem Hintergrund sollten Arbeitgeber sicherstellen, dass sie darüber informiert werden, 

ob ihre Arbeitnehmer in einem anderen Staat eine weitere Erwerbstätigkeit ausüben. 

Zudem ist bei der Einführung von Home Office für Grenzgänger Vorsicht geboten.
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disches Sozialversicherungsrecht erst im 
Nachhinein festgestellt wird, da die aus-
ländischen Sozialversicherungsbehörden 
in diesem Fall rückwirkende Beitragsfor-
derungen gegenüber dem Arbeitgeber 
erheben können. 

Mehrfachtätigkeit von Grenzgängern

Aus dem Dargelegten folgt, dass sich die 
sozialversicherungsrechtliche Unterstel-
lung eines Arbeitnehmers, welcher seinen 
Wohnsitz z.B. in Deutschland hat und so-
wohl bei der deutschen GER-AG als auch 
bei der schweizerischen CH-AG angestellt 
ist, nach dem Umfang der einzelnen 
Tätigkeiten richtet: Wenn dieser Arbeit-
nehmer bei der GER-AG ein Pensum von 
30 % und bei der CH-AG ein Pensum von 
70 % hat, wäre er dem deutschen Sozial-
versicherungsrecht unterstellt. Demge-
genüber wäre das schweizerische Sozial-
versicherungsrecht anwendbar, wenn er 
bei der GER-AG ein Pensum von 20 % und 
bei der CH-AG ein Pensum von 80 % hätte.

Um das Risiko unangenehmer Überra-
schungen und namentlich rückwirkender 
Beitragsforderungen ausländischer 
Sozialversicherungsbehörden zu vermin-
dern, sollten schweizerische Arbeitgeber 
somit vor und während der Anstellung 
von Grenzgängern sicherstellen, dass sie 
darüber informiert werden, ob diese in ei-
nem anderen Staat eine weitere Erwerbs-
tätigkeit ausüben. Eine Verpflichtung der 
angestellten Mitarbeiter, den Arbeitgeber 
umgehend über allfällige selbstständige 
und unselbstständige Tätigkeiten im Aus-
land zu informieren, kann auf das allge-
meine Weisungsrecht des Arbeitgebers 
gestützt und somit einseitig angeordnet 
werden. Noch besser wäre es allerdings, 
eine entsprechende Klausel in den 
Arbeitsvertrag zu integrieren, da die 
Informationspflicht der Mitarbeiter in die-
sem Fall Vertragsbestandteil wird und als 
solcher im Vergleich zu einer bloss einsei-
tigen Anordnung eine stärkere Rechtswir-
kung entfaltet.

grund ist es wenig überraschend, dass 
die sozialversicherungsrechtliche 
Behandlung von Grenzgängern immer 
wieder für Diskussionen und Unsicher-
heiten sorgt. Erwähnenswert ist in die-
sem Zusammenhang insbesondere auch 
die Auffassung vereinzelter EU/EFTA- 
Mitgliedstaaten wie z.B. Deutschland, 
wonach der – in der VO 883 /2004 nicht 
geregelte – Bezug von Arbeitslosengeld 
gleich zu behandeln ist wie eine Mehr-
fachtätigkeit in verschiedenen Staaten 
(d.h. Unterstellung im Wohnsitzstaat, falls 
dort in wesentlichem Umfang Arbeitslo-
sengelder bezogen werden).

Das internationale Sozialversicherungs-
recht ist ein Rechtsgebiet, welches sich in 
Bewegung befindet und welches nicht 
immer ganz klar ist. Entsprechend tun 
schweizerische Arbeitgeber gut daran, 
sich über die jeweils aktuelle Rechtslage 
zu informieren und geeignete Vorkehrun-
gen zu treffen, um das Risiko unangeneh-
mer Überraschungen zu vermindern. Wie 
im vorliegenden Beitrag aufgezeigt wur-
de, besteht dieses Risiko unter dem gel-
tenden Recht insbesondere dann, wenn 
in der Schweiz angestellte Grenzgänger 
eine Mehrfachtätigkeit ausüben und /oder 
im Home Office arbeiten. Zudem kann es 
bei der Anstellung von Grenzgängern – 
neben den bereits genannten Empfehlun-
gen – sinnvoll sein, mit der zuständigen 
Ausgleichskasse Kontakt aufzunehmen 
und sich von dieser die sozialversiche-
rungsrechtlichen Konsequenzen einer 
grenzüberschreitenden Tätigkeit schrift-
lich bestätigen zu lassen.
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Home Office von Grenzgängern

Wie bereits ausgeführt, können Grenz-
gänger nicht nur im Falle einer Mehrfach-
tätigkeit dem Sozialversicherungsrecht 
ihres Wohnsitzstaates unterstellt sein. 
Eine Unterstellung unter das Sozialversi-
cherungsrecht des Wohnsitzstaates kann 
vielmehr auch dann stattfinden, wenn ein 
Grenzgänger nur für einen Arbeitgeber 
tätig ist, aber im Umfang von mindestens 
25 % seines Pensums im Home Office 
arbeitet. Wenn also z.B. ein Arbeitnehmer 
mit Wohnsitz in Deutschland in einem 
100 %-Pensum bei der CH-AG angestellt 
ist, aber jeweils an zwei von fünf Wochen-
tagen im Home Office arbeitet, müsste 
die CH-AG in Deutschland und nicht in der 
Schweiz Sozialversicherungsbeiträge 
bezahlen.

Daraus folgt, dass die Einführung von 
Home Office für Grenzgänger unter Um-
ständen zu einer Änderung der sozialver-
sicherungsrechtlichen Unterstellung füh-
ren kann. Entsprechend sollten schwei-
zerische Arbeitgeber vor der Einführung 
von Home Office für Grenzgänger sorg-
fältig abklären, ob dadurch ein Wechsel 
des anwendbaren Sozialversicherungs-
rechts herbeigeführt wird. Das Risiko 
eines solchen Wechsels kann insbeson-
dere dadurch vermindert werden, indem 
der Umfang des Home Office explizit 
festgehalten und begrenzt wird. So ist es 
empfehlenswert, im Arbeitsvertrag oder 
in einer Ergänzung zum Arbeitsvertrag 
ausdrücklich zu vereinbaren, dass der 
betroffene Grenzgänger maximal 20 % 
seiner Erwerbstätigkeit (d.h. ein Tag pro 
Woche) im Home Office leisten darf. 

Fazit

Aus den vorstehenden Ausführungen 
folgt, dass das anwendbare Sozialversi-
cherungsrecht nicht immer auf den ers-
ten Blick erkennbar ist und sich jeweils 
nur unter Kenntnis sämtlicher Umstände 
bestimmen lässt. Vor diesem Hinter-
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